
Der Verein Ferien auf dem Bau-
ernhof (Feba) zeichnet sich
durch Stabilität aus. An seiner
32. Generalversammlung wur-
den die langjährige Präsidentin
und der Vizepräsident verab-
schiedet, doch es geht nahtlos
weiter.

Feba-Urgesteine treten ab
Bei der Gründung vor 32 Jah-

ren waren 21 Anbieter mit Feri-
en auf dem Bauernhof in den
Startlöchern. Mit dabei: die bei-
den langjährigen Feba-Mit-
glieder Peter Bütler und Rita
Barth. Diese beiden Feba-Urge-
steine, die den Verein geführt
und geprägt haben, sind vergan-
genen Sonntag von rund
40 Mitgliedern unter grossem
Applaus und mit warmen Wor-
ten verabschiedet worden. Sie
bleiben dem Verein als selbst er-
nannte Grosseltern erhalten,
und die Geschäftsstelle wird
noch eine Weile von Rita Barth
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Im Dezember– so lässt sich
schon jetzt vermuten – wird
der Verein Ferien auf dem
Bauernhof auf ein Rekord-
jahr zurückblicken können.
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weitergeführt werden. Ihre Auf-
gaben haben die beiden bisheri-
gen Vorstandsmitglieder Hans-
peter Stark (neu Präsident) und
Brigitte Ulrich (neu Vizepräsi-
dentin) übernommen, was be-
deutet, dass die Anzahl der
Vorstandsmitglieder insgesamt
um 2 zurückgegangen ist. So-
wohl Stark wie auch Ulrich sind
langjährige Feba-Mitglieder,
wobei Stark anders als Ulrich
keine eigene Erfahrung als

Gastgeber hat, jedoch seine El-
tern in dieser Rolle beobachten
konnte.

Gestärkt aus der Krise
Der Verein wird, so viel ist be-

reits absehbar, gestärkt aus der
Coronakrise herausgehen: Fe-
rien auf dem Bauernhof ist bei
den Schweizern zurzeit sehr be-
liebt. Rita Barth: «Das Interesse
der städtischen Bevölkerung
am landwirtschaftlichen Alltag

ist gross. Ich denke, dass wir ein
Rekordjahr werden verbuchen
können, gelegentlich mussten
wir interessierten Personen aus
dem nahen Ausland sogar absa-
gen, weil die Schweizer bereits
reserviert hatten.» Die Anzahl
Anbieter liegt stabil bei rund
100 Bauernfamilien, diese be-
herbergten im vergangenen Jahr
115 000 Gäste.

Weniger glücklich zeigte sich
der Verein über die Auflagen

Josef und Rita Bamert vom Ro-
senbergerhof in Tuggen SZ lu-
den den Verein Ferien auf dem
Bauernhof zur 32. Generalver-
sammlung ein und sorgten für
das kulinarische Wohl. Von Fe-
bruar bis April, als die Vor-
sichtsmassnahmen gegen die
Coronaepidemie noch gross
waren, hatten sie auf Gäste ver-
zichtet. «Es hat uns nicht weh
getan», meint Rita Bamert
rückblickend. «Klar, wir hatten
keine Einnahmen, aber auch
keine Unkosten. Wir wirtschaf-
teten immer nach dem Motto
«Spare in der Zeit, dann hast du
in der Not». Sie führen mit Un-
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terstützung der ganzen Familie
ein B&B mit drei Zimmern, da-
zu einen Massenschlag mit
32 Plätzen. «In der Gegend hat
es nicht viele Hotels, weshalb
immer wieder mal Leute auf der
Durchreise bei uns übernach-
ten», erzählt Josef Bamert.
Nach der Zwangspause im
Frühling ist das Geschäft gut
angelaufen, geplante Feste sind
auf den Herbst verschoben
worden, aber überraschend
viele Gäste aus der Welsch-
schweiz hätten sie begrüssen
dürfen, freuen sie sich. ssu

www.ferienhof.ch

der Raumplanung, namentlich
wenn es um die Erteilung von
Plätzen für Campingwagen
geht. «Bleiben wir bei unseren
qualitativ guten Angeboten»,
riet der Vorstand seinen Mit-
gliedern. «Das ist besser, als auf
die Schnelle Geld zu verdie-
nen.» Um die Standards halten
zu können, wird der vereins-
eigene Gütesiegelinspektor
auch nächstes Jahr wieder sei-
ner Aufgabe walten.

Gestern Dienstag reichten Na-
tur- und Umweltschutzver-
bände zwei Volksinitiativen mit
insgesamt 213 000 Unterschrif-
ten in Bern ein: die Biodiversi-
tätsinitiative und die Land-
schaftsinitiative. Dahinter ste-
cken Pro Natura, BirdLife
Schweiz, die Stiftung Land-
schaftsschutz und der Schwei-
zer Heimatschutz. Den Initian-
ten gehts um Folgendes: «Den
dramatischen Verlust an Arten-
vielfalt, die Zerstörung von Na-
tur, Landschaft und Baukultur
und den Bauboom ausserhalb
der Bauzonen stoppen.»

Bauboom verlagert
37 Prozent der Siedlungsflä-

chen liegen heute ausserhalb
der Bauzonen. Dazu kommt,
dass es rund 400000 landwirt-
schaftlich nicht mehr genutzte
Ställe, Stadel und Scheunen
gibt. Die Initianten wollen mit
der Landschaftsinitiative die
Umnutzung dieser nicht mehr
benötigten landwirtschaftli-
chen Bauten zur Wohnnutzung
stoppen (siehe Initiativtext).

«Das Bauen ausserhalb der
Bauzone ist aus dem Ruder ge-
laufen», sagte Raimund Rode-
wald, Geschäftsführer Stiftung
Landschaftsschutz Schweiz, an-
lässlich der Medienkonferenz.
Die Landschaftsinitiative ver-
lange «schlicht und einfach die
Plafonierung der Bauten aus-
serhalb der Bauzone». Mit der
Ansage, dass es auch zum Vor-
teil der Landwirtschaft sei,
wenn die stetige Zunahme zo-
nenwidriger Wohn- und Gewer-
benutzung in der Landwirt-
schaftszone mit der Initiative

VOLKSINITIATIVE: Natur- und Umweltschutzverbände wollen Umnutzung von Ökonomiebauten stoppen

Die nächsten Initiativen
rollen heran. Natur- und
Umweltschutzverbände
sammelten 213 000 Un-
terschriften für die Dop-
pelinitiative Biodiversität
und Landschaft. Im Visier
stehen Bauten ausserhalb
der Bauzone.
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gebremst würde, versuchte er,
auch das bäuerliche Lager mit
ins Boot zu holen. Die erste
Etappe der Revision des Raum-
planungsgesetzes (RPG1) habe
das Problem ausserhalb der Bau-
zonen nicht gelöst. «Ja, schlim-
mer noch, in den letzten Jahren
verlagerte sich der Bauboom auf
die Gebiete ausserhalb der Bau-
zonen», so Rodewald.

Vorschlag für RPG2
Nationalrätin Ursula Schnei-

der Schüttel (SP, FR), die Pro
Natura präsidiert, erwartet,
dass in der laufenden RPG2-
Debatte die Weichen neu ge-
stellt werden und klare Mass-
nahmen auf den Tisch kommen.
Neben einer Plafonierung der
Zahl der Gebäude ausserhalb
der Bauzone macht sie sich für
den Rückbau von nicht mehr
genutzten und nicht schützens-
werten alten Gebäuden stark.

Mehr Infos zur Biodiversi-
tätsinitiative entnehmen Sie in
der oben stehenden Nachricht.

Volksinitiative «Gegen die Verbauung
unserer Landschaft (Landschaftsiniti-
ative)». Die Bundesverfassung wird
wie folgt geändert: Art. 78a Landschaft
und Biodiversität.1) In Ergänzung zu
Artikel 78 sorgen Bund und Kantone
im Rahmen ihrer Zuständigkeiten da-
für, dass: a. die schutzwürdigen Land-
schaften, Ortsbilder, geschichtlichen
Stätten sowie Natur- und Kulturdenk-
mäler bewahrt werden; b. die Natur,
die Landschaft und das baukulturelle
Erbe auch ausserhalb der Schutzob-
jekte geschont werden; c. die zur Si-
cherung und Stärkung der Biodiversi-
tät erforderlichen Flächen, Mittel und
Instrumente zur Verfügung stehen. 2)
Der Bund bezeichnet nach Anhörung
der Kantone die Schutzobjekte von ge-
samtschweizerischer Bedeutung. Die
Kantone bezeichnen die Schutzobjek-
te von kantonaler Bedeutung. 3) Für
erhebliche Eingriffe in Schutzobjekte
des Bundes müssen überwiegende In-
teressen von gesamtschweizerischer
Bedeutung vorliegen, für erhebliche
Eingriffe in kantonale Schutzobjekte
überwiegende Interessen von kanto-
naler oder gesamtschweizerischer Be-
deutung. Der Kerngehalt der Schutz-
werte ist ungeschmälert zu erhalten.
Für den Moor- und Moorlandschafts-
schutz gilt Artikel 78 Absatz 5. 4) Der
Bund unterstützt die Massnahmen der
Kantone zur Sicherung und Stärkung
der Biodiversität. hal

INITIATIVTEXT

Elena Strozzi betreut bei Pro
Natura das Dossier Raumpla-
nung und ist zuständig für die
Landschaftsinitiative.

«Schweizer
Bauer»: Der
Bedarf an
Wohnraum
wird in Zu-
kunft weiter
zunehmen.
Weshalb wol-

len Sie mit der Landschafts-
initiative verhindern, dass
Ställe zu Wohnzwecken um-
genutzt werden?
Elena Strozzi: Diese Initiative
möchte den Bauern nicht alles
verbieten. Es wird weiterhin
möglich sein. Was wir nicht
wollen, ist, dass ein Mensch
aus der Stadt solche Häuser
kaufen kann und dann nur
zwei Mal pro Jahr dort ist. Des-
halb sind wir davon überzeugt,
dass wir mit dieser Initiative
mit den Bauern zusammenar-
beiten können.

Mit der Landschaftsinitiative
soll die Zahl der Gebäude

«INITIATIVE MÖCHTE DEN BAUERN NICHT ALLES VERBIETEN»

ausserhalb der Bauzonen pla-
foniert werden. Das schränkt
Landwirte weiter ein.
Die Landwirte bekommen
weiterhin ihre Baubewilligung,
aber der Kanton muss sicher
sein, dass für diese neue Fläche
eine andere zurückgebaut
wird. Es muss kompensiert
werden.

Sollen auch für die Landwirt-
schaft nötige Bauten und An-
lagen eingeschränkt werden?
Es wäre weiterhin möglich,
aber man muss schauen, wo
man den neuen Stall letztlich
baut. Es ist auch mit unserer
Initiative weiterhin erlaubt zu
bauen, aber wir möchten nicht,
dass ein neuer, grosser Stall
mitten auf einem Feld auf
fruchtbaren Boden gebaut
wird.

Wo dürfen der Landwirt und
die Landwirtin denn bauen?
Wir finden die Idee von inten-
siven Landwirtschaftszonen
interessant. Das sind Gewer-
bezonen für die Landwirt-

schaft, wo die Infrastruktur be-
reits vorhanden ist.

Sie wollen nicht mehr genutz-
te Ställe rückbauen lassen.
Wer soll das bezahlen?
Diese Kompensationen soll
nicht der Landwirt zahlen. Wir
sagen, das liegt in der Pflicht
der Kantone. Sie müssen in
den Richtplänen dafür sorgen,
dass die Anzahl und die Fläche
nicht zunehmen. Sie müssen
die Besitzer von leer stehenden
Gebäuden verpflichten, diese
abzureissen. Dafür muss es ei-
nen Fonds geben. Wenn Land
einen Mehrwert bekommt,
muss darauf eine Steuer be-
zahlt werden. Diese sollte
zweckgebunden eingesetzt
werden.

Wann kommt die Initiative
vors Volk?
Jetzt übergeben wir die beglau-
bigten Unterschriften der Bun-
deskanzlei. Der Bundesrat
macht eine Botschaft an das
Parlament. Dafür haben sie ein
Jahr Zeit. mge

«Christlich» lassen sich heute
keine Wahlen mehr gewinnen.
Die Abschaffung des C ist für die
CVP so gut wie beschlossen –
inskünftig soll die CVP mit der
fusionierten BDP den Namen
«Die Mitte» tragen. «Ein Na-
menswechsel ist strategisch
sinnvoll», sagt Bauernverbands-
präsident und Nationalrat Mar-
kus Ritter (CVP, SG) auf Anfra-
ge. Die Mitte sei ein breites poli-
tisches Feld, das aber auch mit
politischen Inhalten gefüllt wer-
den müsse. Für ihn sei wichtig,
dass den Kantonalparteien gros-
se Freiheiten bezüglich Namens-
wechsel eingeräumt werden. «Es
wird viele Kantonalparteien ge-
ben, die zumindest mittelfristig
auf Namen setzen wie ‹Die Mitte
– CVP St. Gallen›», sagt Ritter.
Nationalrätin Christine Bulli-
ard-Marbach (CVP, FR) steht
dem Namenswechsel kritischer
gegenüber, kann aber diesen
Schritt nachvollziehen. «Es ist
wichtig, dass wir auch junge
Wähler bewegen können. Noch
wichtiger scheint mir aber, dass
die christlichen Werte nicht un-
termauert werden», sagt Bulli-
ard-Marbach. Sie zweifelt, ob
dies mit «Die Mitte» nicht doch
passieren wird. hal

Gestern Dienstag wurde die
Doppelinitiative Biodiversität
und Landschaft in Bundesbern
eingereicht (siehe auch nebenste-
henden Artikel). Die Biodiversi-
tätsinitiative verlangt, dass für die
Sicherung der laut den Initianten
gefährdeten Biodiversität, der
Lebensräume und der Artenviel-
falt die erforderlichen Flächen
und Mittel zur Verfügung gestellt
werden. Laut François Turrian
von BirdLife Schweiz ist die Si-
tuation eines Drittels der Tier-
und Pflanzenarten mittlerweile
besorgniserregend oder alarmie-
rend. Die Schweiz sei das Land
mit der höchsten Anzahl bedroh-
ter Arten. Im Land gebe es min-
destens 45000 Arten, darunter
etwa 33000 Tier-, ungefähr 5300
Pflanzen- und über 8000 Pilz-
und Flechtenarten. Der Rück-
gang der Biodiversität wirke sich
zunehmend negativ auf die Wi-
derstandsfähigkeit der Ökosyste-
me aus. Besonders bedroht seien
die Nahrungs- und Futtermittel-
produktion, die Luft- und Was-
serreinhaltung sowie der Schutz
vor Naturgefahren. Aus diesen
Gründen wird mit der Biodiversi-
tätsinitiative mehr Geld für die
Biodiversität verlangt. hal
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Beide Anliegen seien im Sinne
der Landwirtschaft, schreibt der
Schweizer Bauernverband
(SBV) als Reaktion auf die Lan-
cierung der Doppelinitiative Bio-
diversität und Landschaft.
Aber: «Ihre Ausgestaltung geht
im Hinblick auf deren Hauptauf-
gabe zu weit.» Die Landschafts-
initiative «Gegen die Verbauung
unserer Landschaft» will das
Bauen ausserhalb der Bauzonen
stoppen. Zahl und Fläche der Ge-
bäude einzufrieren, wie dies die
Initiative fordert, geht für den
SBV zu weit. Denn die Landwirt-
schaft bewege sich gezwungener-
massen ausserhalb der Bauzone
und könne sich nur dort weiter-
entwickeln. Der SBV unterstützt
auch das Anliegen, die Biodiver-
sität zu fördern. Statt die Fläche
weiter auszudehnen, gelte es zu-
erst, das ökologische Potenzial
der bestehenden Flächen optimal
zu nutzen, betont der SBV. hal

Schweizer buchen mehr Ferien auf dem Bauernhof

Kampf gegen Verbauung ist lanciert

So sehen Ritter und
Bulliard «Die Mitte»

Mehr Geld für Bio-
diversität gefordert

SBV: «Initiativen
gehen zu weit»

Hanspeter Stark (r.) ist neuer Feba-Präsident und ersetzt Rita
Barth (2. von links). Brigitte Ulrich übernimmt das
Vizepräsidium von Peter Bütler. (Bild: Susanne Sigrst)

Die Initiativen Biodiversität und Landschaft sind eingereicht. (Bild: Béatrice Devènes)


